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Internationaler Frauentag 
in schwierigen Zeiten

Die Welt wird zunehmend unsicherer: die Klimakatastrophe, der Krieg in der Ukraine, die Corona-Pande-
mie und deren Folgen, die Inflation, Regierungen, die immer weiter ins rechte Lager abdriften – alles das 
sind äußerst beunruhigende Entwicklungen. Aber auch die Lage der Frauen hat sich nicht gerade zum 
Besseren gewandelt – hier bei uns und anderswo.

Seit vielen Jahren schon kämpfen wir gegen die un-
gleiche Bezahlung von Männern und Frauen, nicht nur 
am Equal Pay Day. Wie sich der Gender Pay Gap ent-
wickelt hat und was notwendig wäre, um die strukturel-
le Benachteiligung von Frauen endlich zu überwinden, 
ist auf den Seiten 2 und 3 beschrieben. 
Ein trauriges Kapitel ist auch das Verhalten der bayeri-
schen Staatsregierung bei der Novellierung des baye-
rischen Gleichstellungsgesetzes (Seite 4). Eine Novel-
lierung ist längst überfällig, wird aber mal wieder 
ausgesetzt. Es gäbe derzeit dringendere Probleme ...
Mit dieser Begründung wurden im Laufe der Jahrzehnte 
immer wieder Frauenrechte infrage gestellt. Umso wich-
tiger ist es deshalb, am Internationalen Frauentag (Seite 
5) nachdrücklich daran zu erinnern und sich in der tägli-
chen Auseinandersetzung gegen einen weiteren Roll-
back zu engagieren. Weltweit müssen Frauen für ein 
selbstbestimmtes Leben kämpfen oder sich gegen eine 
willkürliche Beschneidung bereits erkämpfter Rechte 
wehren. Die Lage der Frauen in Iran, Afghanistan und 
Kurdistan wird auf den Seiten 6 und 7 beschrieben.

In vielen europäischen Staaten erleben wir ein Erstarken 
des Autoritarismus, eine neue, verschärfte Form des Anti-
feminismus, hemmungslosen Populismus und eine be-
stürzende Ausländerfeindlichkeit. Auf den Seiten 8 und 9 
gibt es eine Zusammenstellung dieser Rechtsentwicklung 
in Europa. Was in den USA und hier bei uns in Deutsch-
land passiert, ist auf den Seiten 10 und 11 beschrieben. 
Diese Rechtsentwicklung hat massive Auswirkungen 
auf uns Frauen. In aller Regel ist der Rechtsruck einer 
Regierung mit einer Beschneidung von Frauenrechten 
verbunden – die Auseinandersetzung um Abtreibungs-
rechte spricht eine deutliche Sprache.
Die Kosten des Patriarchats sind gewaltig. In seinem 
Buch „Was Männer kosten“ listet Boris von Heesen 
diese Kosten akribisch auf, er beziffert sie mit 63 Mil-
liarden Euro jährlich. Genaueres dazu ist auf Seite 11 
nachzulesen.
Ja, die Zeiten sind schwierig. Aber wir dürfen nicht 
nachlassen, für unsere Rechte zu kämpfen - trotz al-
ledem!

Für die quer-Redaktion: Dagmar Fries
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In diesem Jahr werden Frauen am 7. März das aufge-
holt haben, was Männer 2022 mehr bekamen: durch-
schnittlich 18,7%. Und wie in den letzten Jahren wer-
den wieder viele Begründungen veröffentlicht, die die 
Verantwortung dafür bei den Frauen sehen: Frauen 
entscheiden sich für die „falschen“ Berufe: Erziehung, 
Bildung und Pflege werden schlechter bezahlt als Tä-
tigkeiten in Technik und Naturwissenschaft. Sie haben 
weniger kontinuierliche Erwerbsbiografien, arbeiten 
mehr in Teilzeit und machen weniger Überstunden – 
alles Karrierehemmnisse. 
Diese Faktoren einfach „herauszurechnen“, um die 
Statistik „zu bereinigen“, ist problematisch, weil die 
Gründe für diese Unterschiede strukturell diskriminie-
rend sind. Solange Frauen die Hauptverantwortung für 
Familie, Kinder und häusliche Pflege zugewiesen wird, 
werden ihre Erwerbsbiografien Lücken aufweisen. 
Wird nur die Bezahlung von Menschen mit vergleich-
baren Erwerbsbiografien in vergleichbaren Tätigkeiten 
mit gleichen Qualifikationen berücksichtigt, wird dieses 
Problem ignoriert.

Diskriminierung durch Arbeitsbewertung
Ein Element kommt bei den Versuchen, die Statistik 
zu „bereinigen“, einfach nicht vor: die unterschiedli-
che Arbeitsbewertung. Warum werden Tätigkeiten, die 
in erster Linie von Frauen ausgeübt werden, so viel 
schlechter bezahlt? Arbeitsbewertung sollte eigentlich 
geschlechtsneutral erfolgen, Lohnabschläge für Frau-
en sind seit 1955 verboten. Dennoch wird immer wieder 
festgestellt, dass ein hoher Frauenanteil in einem Tä-
tigkeitsfeld zu schlechterer Bewertung führt. Das legt 
den Verdacht nahe, dass in den scheinbar neutralen 

Bewertungskriterien diskriminierende Faktoren weiter 
wirksam sind. Ein Beispiel ist das Kriterium „Schwere 
der Arbeit“, das in erster Linie auf reine Muskelkraft ab-
stellt, wiederkehrende oder andauernde Belastungen 
(wie langes Stehen) oder emotionale Belastungen hin-
gegen ignoriert. Außerdem reproduzieren die bisher 
herangezogenen Leistungsgruppen bereits gegebene 
Bewertungen.

Neuer Bewertungsmaßstab CW-Index
Schon seit langem fordern Gewerkschafterinnen des-
halb die Einführung von geschlechtsneutralen Maßstä-
ben zur Arbeitsbewertung. Mit dem CW-Index (Compa-
rable Worth Index, Vergleichbarer Wert Index) ist von 
Ute Klammer u.a. in einem von der Böckler-Stiftung fi-
nanzierten Projekt ein geschlechtsneutrales Arbeitsbe-
wertungssystem vorgelegt worden. Dabei werden aus 
Befragungen der Arbeitnehmer*innen (durch das Bun-
desinstitut für Berufsbildung [BIBB] und die Bundes-
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin [BauA]), 
paarweise Vergleiche von Tätigkeitsmerkmalen entwi-

Impressum:
quer – die Zeitung des 
ver.di - Landesfrauenrates Bayern
Neumarkter Str. 22 
81673 München
V.i.S.d.P.: Bettina Messinger, 
Landesfrauensekretärin
Telefon: 089 / 5 99 77-422
Mail: bettina.messinger@verdi.de 
Redaktionsteam: Dagmar Fries, 
Bettina Messinger, Corinna Poll,  
Walburga Rempe
Redaktion/Layout: Dagmar Fries
Schlusskorrektur: Walburga 
Rempe
Redaktionsschluss: 1.2.2023
Abbildungsnachweis: S.2, 3, 5 
Corinna Poll; S.4 DGB Bayern; S.6 
Mustafa Meraji Wikimedia Commons; 
privat; S.7 Wikimedia Commons ge-
meinfrei; S.8 Nick.mon, CC BY-SA 4.0 
Wikimedia Commons; S.11 Raimond 
Spekking, CC BY-SA 4.0 via Wikime-
dia Commons; S.12 ©Klaus Stutt-
mann, ©Alff

Link zur Online-Ausgabe: 
yumpu.com/user/verdifrauenbayern
Druck: Druckwerk München
Auflage: 3.200 Expl.

Mind the Gap!
Alle Jahre wieder machen Frauenvereinigungen, Gewerkschaften und andere am Equal Pay Day darauf 
aufmerksam, dass zwischen dem Verdienst von Männern und Frauen eine Lücke klafft, der Pay Gap.

Teilzeitarbeit - einer der häufigsten Gründe für den Gender 
Pay Gap	�  Diagramm: Corinna Poll
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ckelt. Aus den vier Bereichen Anforderungen an 
Wissen und Können, psychosoziale Anforderun-
gen, physische Anforderungen und Belastungen 
und Anforderungen an Verantwortung wurde 
über eine Punktwertung ein Index für 89 Berufs-
gruppen erstellt. Vergleichen wir diese Ergeb-
nisse mit der realen Bezahlung der Tätigkeiten, 
ergeben sich allein durch die Arbeitsbewertung 
große Ungleichheiten.
Die WissenschaftlerInnen kommen zu dem 
Schluss, dass sich demnach „13,65 Prozentpunk-
te des Gender Pay Gaps von insgesamt 18,72% 
in Bezug auf gleich hohe berufliche Anforderun-
gen und Belastungen mit einer geschlechterdif-
ferenten Arbeitsbewertung in Zusammenhang 
bringen [lassen], bei der die beruflichen Anfor-
derungen von Männern höher bewertet und ent-
lohnt werden als die von Frauen“. Das bedeutet, 
dass die Diskriminierung durch Arbeitsbewer-
tung einen wesentlich größeren Einfluss hat als 
Faktoren wie Arbeitszeit, Branche etc.
Wenn wir also die Entgeltungleichheit be-
seitigen wollen, müssen wir die Debatte über 
ungerechte Arbeitsbewertung aufnehmen – 
auch in Tarifverhandlungen. 

Mit dem CW-Index, dem Leitfaden der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (ILO) für eine 
genderneutrale Tätigkeitsbewertung und dem 
Artikel 4 des Entgeltgleichheitsgesetzes1 hätten 
wir zumindest einige gute Grundlagen für die 
Diskussion.
Ungleiche Bezahlung hat Konsequenzen. Direk-
te Folgen des Gender Pay Gaps sind eine Ren-
ten- und Vermögenslücke.

Renten-Lücke
Laut Bundesfamilienministerium erhalten Frau-
en durchschnittlich weniger Rente als Männer 
– im Jahr 2019 waren es 49% weniger. Damit 
ist die Gefahr, im Alter arm zu sein, für Frauen 
größer, besonders in Bayern. Hier war 2021 
mehr als ein Viertel der über 65-jährigen Frauen 
von Armut bedroht. In keinem anderen Bundes-
land sind es mehr (BR24). Im Gleichstellungs-
atlas der Bundesregierung ist nachzulesen, 
dass die Lücke in Bayern 2007 59,7% betrug, 
im Jahr 2011 waren es sogar 61,2%. Während 
in anderen Bundesländern mit ähnlich großen 
Unterschieden der Abstand zwischen Frauen 
und Männern kleiner geworden ist, hat er sich in 
Bayern sogar noch vergrößert..
1(4) Verwendet der Arbeitgeber für das Entgelt, das 
den Beschäftigten zusteht, ein Entgeltsystem, müs-
sen dieses Entgeltsystem als Ganzes und auch die 
einzelnen Entgeltbestandteile so ausgestaltet sein, 
dass eine Benachteiligung wegen des Geschlechts 
ausgeschlossen ist. Dazu muss es insbesondere 
1.die Art der zu verrichtenden Tätigkeit objektiv be-
rücksichtigen,
2.auf für weibliche und männliche Beschäftigte ge-
meinsamen Kriterien beruhen,
3.die einzelnen Differenzierungskriterien diskriminie-
rungsfrei gewichten sowie
4.insgesamt durchschaubar sein.

Vermögenslücke
Vermögensanalysen gibt es meist nur nach 
Haushalten. Allerdings hat die Wirtschafts-
universität Wien in einer Studie „Vermögens-
unterschiede nach Geschlecht in Österreich 
und Deutschland“ 2017 festgestellt: „In Paar-
haushalten wird ein durchschnittlicher Gender  
Wealth Gap in Höhe von 40.599€ ermittelt. Frau-
en in deutschen Paarhaushalten besitzen dem-
nach um 32% weniger Vermögen als Männer.“
Ein weiterer Indikator für die extrem ungleiche 
Verteilung von Vermögen ist die Tatsache, dass 
Frauen weltweit gerade einmal 15% des Land-
besitzes aufweisen.

Lücken  
schließen sich nicht von selbst

Laut WEF Global Gender Gap Report 2021 
belegt Deutschland in einem internationalen 
Gleichstellungsindex-Ranking nun Platz 11 von 
156 Ländern, 2006 schnitt es noch als fünftbes-
tes Land ab. „Deutschland kommt beim Indika-
tor für Lohngleichheit bei vergleichbarer Arbeit 
besonders schlecht weg: Platz 97 von 156 Län-
dern“ (NZZ). Schon 2019 kam das WEF zu dem 
Schluss, dass es bei gleichbleibenden Trends 
95 Jahre bis zur Gleichstellung dauern würde 
– nach den Entwicklungen des Coronajahres 
sind es 135,6 Jahre. Einfach abwarten wird das 
Problem nicht lösen, da müssen wir wohl noch 
einige Kämpfe führen.

Corinna Poll
Ute Klammer, Christina Klenner, Sarah Lillemei-
er/,Tom Heilmann: „Evaluative Diskriminierung“ Ar-
beitsbewertung als blinder Fleck in der Analyse des 
Gender Pay Gaps� https://rdcu.be/c3XIN 
G7 Dashboard: https://g7geac.org/g7-dashboard/

Das ist es, was wir brauchen!
© Corinna Poll
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1996 trat das Bayerische Gesetz zur Gleich-
stellung von Frauen und Männern (BayGlG) in 
Kraft. Zum Geltungsbereich des Gesetzes ge-
hören die Behörden, Gerichte und sonstigen 
öffentlichen Stellen des Freistaates Bayern, die 
Gemeinden, Gemeindeverbände und die sons-
tigen der Aufsicht des Freistaates Bayern unter-
stehenden juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts.
Gleichstellungsbeauftragte erfüllen eine Viel-
zahl von Aufgaben. Grundsätzlich achten sie 
darauf, dass im beruflichen Umfeld niemand 
wegen seines Geschlechts benachteiligt wird. 
Dazu müssen Gleichstellungsbeauftragte be-
stellt und Gleichstellungskonzepte entwickelt 
werden. Aber etwa ein Fünftel der bayerischen 
Dienststellen ist dem Auftrag im Gesetz nicht 

nachgekommen.
Die Vorsitzende 
des Bezirksfrau-
enausschusses 
des DGB und 
Landesbezirks-
f r a u e n s e k r e -
tärin bei ver.di 
Bayern, Bettina 
Messinger, be-
zeichnete das 
Gleichstellungs-
gesetz als „zahn-
losen Tiger“ bei 

der Anhörung im Landtag. Um das zu ändern, 
forderte sie einen Einstellungs- und Beförderungs-
stopp, solange eine Behörde kein Gleichstellungs-
konzept hat. Dringend wäre auch eine Regelung 
die verhindert, dass bei Ausgliederungen oder ei-
ner Veränderung der Rechtsform dass das Gesetz 
und damit das Ziel einer geschlechtergerechten 
Gesellschaft nicht mehr gelten.
Kommunale Gleichstellungsbeauftragte bringen 
zusätzlich frauenspezifische Belange oder Be-
lange von Menschen, die von Diskriminierung 
aufgrund zugeschriebener Geschlechterrollen 
betroffen sind, in die Politik ein. Durch öffentlich-
keitswirksame Maßnahmen und in Zusammen-
arbeit mit Frauenorganisationen machen sie die 
Interessen von Frauen sichtbar und hörbar, sie 
öffnen und demokratisieren so die kommunale 
Politik. Damit sie dieser Aufgabe nachkommen 
können, braucht es dringend im Gesetz verbind-
liche Regelungen für Freistellung, Geldmittel 
und Büroausstattung.
Seit 2016 gibt es einen regelmäßigen Austausch 
zwischen dem DGB Bayern, seinen Mitglieds-
gewerkschaften, den Gleichstellungsbeauftrag-
ten des öD und der Kommunen in Bayern, dem 
Münchener Arbeitskreis der Gleichstellungsbe-
auftragten, der Landesarbeitsgemeinschaft der 
bayerischen Gleichstellungsstellen, den Ver-
treter*innen der kommunalen Selbstverwaltung 
und dem Bayerischen Landesfrauenrat. Ge-
meinsam hat dieser Arbeitskreis Novellierungs-

vorschläge für ein wirkungsvolles Gleichstel-
lungsgesetz erarbeitet, die bei der Anhörung im 
Bayerischen Landtag hoch gelobt wurden. Noch 
in ihrer Regierungserklärung im Juli 2022 hatte 
Arbeits- und Sozialministerin Ulrike Scharf eine 
Novellierung in dieser Legislaturperiode in Aus-
sicht gestellt. 
Völlig unverständlich ist daher die Entscheidung 
der Staatsregierung, dass eine Novellierung in 
der laufenden Legislaturperiode nicht länger an-
gestrebt wird. In der Begründung für diese Ent-
scheidung verweist das Sozialministerium auf 
eine notwendige Beteiligung der Kommunen. 
Hierfür sei allerdings „angesichts der derzeitigen 
Energie- und Flüchtlingskrise nicht der richtige 
Zeitpunkt“. Verena Di Pasquale, stellvertreten-
de Vorsitzende des DGB Bayern, übt deutliche 
Kritik: „Damit begeht die Ministerin klaren Wort-
bruch, und es zeigt sich einmal mehr, welch 
geringen Stellenwert die Bayerische Staats-
regierung der Gleichstellung von Frauen und 
Männern beimisst. Diese Entscheidung stellt 
eine 180-Grad-Wende dar und ist ein Schlag ins 
Gesicht all derer, die sich seit vielen Jahren für 
eine Novellierung des Bayerischen Gleichstel-
lungsgesetzes einsetzen.“

Bettina Messinger

Reform des Bayerischen
Gleichstellungsgesetzes

Alle Jahre wieder – nichts als heiße Luft!
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Rund um den 8. März lesen wir immer wieder 
Stellungnahmen zum „Weltfrauentag“. Also 
ein weiterer Tag, eingereiht zwischen Welttag 
des Schneemanns (18.1.), dem Weltknuddel-
tag (21.1.) und dem Welttag des Purzelbaums 
(27.5.)? Nein, der Internationale Frauentag wur-
de nicht von irgendjemandem eingeführt, damit 
auch mal an die Frauen gedacht wird. 1910 be-
schloss die Internationale Sozialistische Frau-
enkonferenz in Kopenhagen auf Antrag der 
deutschen Delegation die Durchführung eines 
Kampf- und Agitationstags für Frauenrech-
te. Schon im folgenden Jahr gingen allein in 
Deutschland mehr als 1 Million Frauen auf die 
Straße, auch in den USA, in Dänemark, Öster-
reich und der Schweiz fanden Demonstrationen 
statt. Im folgenden Jahr kamen unter anderem 
Holland, Frankreich, Schweden und Russland 
dazu. Unter dem Motto „Heraus mit dem Frau-
enwahlrecht“ sagten die Frauen ihrer elenden 
wirtschaftlichen Situation, den miserablen Ar-
beitsbedingungen, den rapiden Preissteigerun-
gen und vor allem dem Krieg den Kampf an.

Was geht es uns 2023 an, was die 
Frauen 1910 beschlossen haben?

Dass Frauen für ihre Rechte auf die Straße ge-
hen, wurde – und wird – als Angriff auf die be-
stehende Ordnung wahrgenommen. Denn wenn 
die Hälfte der Gesellschaft gleiche Rechte, bes-
sere Lebensbedingungen und vor allem glei-
che und ausreichende Bezahlung fordert, stellt 
das gewachsene Arbeitsteilung und Strukturen 
grundsätzlich in Frage. Entsprechend sehen 

die Gegenangriffe aus: Immer wieder wurden 
die Frauentagsdemonstrationen verboten. In 
Bayern z.B. von 1921 bis 1926, weil die Frauen 
gegen den §218 Strafgesetzbuch zu Zehntau-
senden auf die Straße gingen. Nach Ende des 
Ersten Weltkriegs wurde die Bestrafung illega-
ler Schwangerschaftsabbrüche immer schärfer 
gehandhabt. Die Zahl der Frauen, die an den 
Folgen unsachgemäßer Eingriffe starben, ging 
in die Zehntausende. Nur wenige Frauen hatten 
die nötigen Mittel, um sich eine adäquate Be-
handlung leisten zu können.
In der NS-Zeit waren Frauentagsveranstaltun-
gen faktisch unmöglich, stattdessen wurde mit 
dem Muttertag versucht, ein mit der NS-Ideolo-
gie konformes Frauenbild in den Mittelpunkt zu 
stellen.
Und 1952 erfolgten Verbote, weil sich die Frau-
entagsaktionen „gegen die Remilitarisierung 

(der BRD) richteten“ (so die offizielle Begrün-
dung!).

1986 tat sich Bayern noch einmal hervor, als es 
als einziges Bundesland das gemeinsame Pro-
gramm der ARD-Rundfunkanstalten zum 75. 
Internationalen Frauentag boykottierte.

Viel erreicht, noch mehr zu tun
Im Kampf um gleiche Rechte haben die Frau-
en einiges erreicht. Ein paar Stichworte: Bereits 
1908 wurde das Vereinsgesetz geändert, so 
dass Frauen in politischen Vereinigungen zu-
gelassen wurden. Und 1918 mit der Revolution 
erhielten sie das aktive und passive Wahlrecht. 
Kaum 115 Jahre später liegt der Frauenanteil im 
Bundestag bei über 30% … Ein weiterer Meilen-
stein war das  Diskriminierungsverbot in Artikel 
3 des Grundgesetzes. Es folgten weitere recht-
liche Anpassungen wie 1955 das Verbot der 
Lohnabschlagsklauseln, 1957 die Abschaffung 
des Rechts des Ehemanns, ein Arbeitsverhält-
nis seiner Frau fristlos zu kündigen, und 1977 
endlich die Erlaubnis für die Frau, ohne Einver-
ständnis des Mannes erwerbstätig zu sein.
Trotzdem sind die Lücken zwischen den Ein-
kommen von Männern und Frauen immer noch 
groß (siehe S. 3). Bereits während der Pande-
mie gab es für Frauen massive Rückschritte 
(siehe auch quer 2/2020). Gewalt gegen Frauen 
ist fast täglich in den Nachrichten, und ideologi-
sche Angriffe auf bisher Erreichtes und expliziter 
Antifeminismus sind fundamentale Bausteine 
rechter Ideologiebildung.
All das macht nur zu deutlich, dass auch heu-
te ein Kampftag für Frauenrechte dringend not-
wendig ist. 

Corinna Poll

Internationaler Frauentag
Gestern? Heute!

Am Rande der Frauentagsdemo 2012 in München  
© Corinna Poll
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Iran
Die Proteste im Iran entzündeten sich, als Mah-
sa Jina Amini im September 2022 verhaftet und 
totgeprügelt wurde, weil sie in den Augen der Sit-
tenpolizei ihren Schleier (Hijab) nicht ordnungs-
gemäß getragen hatte. Sie wurde zum Symbol 
für ein System, das Frauen keine Rechte und 
Freiheiten zugesteht, nicht einmal die freie Wahl 
ihrer Kleidung. Nach dem Tod der jungen Kur-
din gingen landesweit Menschen auf die Straße, 
besonders häufig junge Frauen, die sich nicht 
länger einschüchtern lassen wollten. Die ihr Le-
ben riskierten, indem sie ihre Kopftücher abnah-

men und verbrannten. Die Niederschlagung der 
Revolte war brutal: Hunderte der Demonstrie-
renden ermordet, darunter Kinder, über 10.000 
festgenommen; 41 zum Tode verurteilt, an vier 
Männern wurde die Todesstrafe (Erhängen) be-
reits vollstreckt.1 Doch die Frauen wollen nicht 
mehr aufgeben und haben über Internetkanäle 
und Kontakte im Exil breite Solidaritätsaktionen 
organisiert. Westliche Staaten reagierten mit ei-
niger Verzögerung und beschlossen dann erste 
Sanktionen.
Die Alphabetisierungsrate der iranischen Frau-
en ist hoch (81% der Erwachsenen) und in der 
jungen Generation auf 98% gestiegen, über 
die Hälfte der Studierenden ist weiblich. Doch 

es gibt Unterschiede zwischen 
Stadt und Land – und seit Jahr-
zehnten wechseln liberale und 
repressive Phasen. Zuletzt 
wurden die Rechte von Frau-
en z.B. durch das „Gesetz zum 
Schutz der Familie“ Ende 2021 
drastisch eingeschränkt (Ab-
treibungsverbot und Zugang zu 
Verhütungsmitteln erschwert).2 

1 Angaben nach Suzanne Kian-
pour. In: Foreign Affairs, 
22.01.2023
2 International Center for Research 
on Women (ICRW), Oktober 2022

Noch 2014 konnten Frauen sich unverschleiert 
in der Öffentlichkeit zeigen, Rad fahren und 
singen, nun müssen sie sich wieder verhüllen, 
dürfen nicht allein reisen oder „in den Straßen 
tanzen“, wie es im Lied „Baraye“ von Shervin 
Hajipour, der Hymne der Bewegung, heißt. 

Auch wenn die Proteste vermutlich von der 
Mehrheit der Bevölkerung noch nicht mitgetra-
gen werden, waren die Aktivistinnen laut genug, 
um dem Mullah-Regime klarzumachen, dass 
der Status-quo nicht länger haltbar ist. „Dieser 
Geist ist aus der Flasche und nicht wieder rein-
zuholen“, hofft Suzanne Kianpour. 

Frauen, Leben, Freiheit
Weltweit müssen Frauen für ein selbstbestimmtes Leben kämpfen oder auch erleben, wie er-
rungene Fortschritte willkürlich wieder beschnitten werden. Das zeigte sich in letzter Zeit be-
sonders deutlich im Iran und in Afghanistan. Der inzwischen international bekannte Slogan 
„Jin, Jiyan, Azadi“ (Frau, Leben, Freiheit) stammt ursprünglich aus der kurdischen Frauen-
bewegung.

Isfahan - Pilgerinnen im Gebet (2014)
© Photo by Mustafa Meraji Wikimedia Commons Junge iranische Frauen am Damavandpass (2016)

Photo: privat
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Afghanistan
In der öffentlichen Wahrnehmung überlagern 
der Ukrainekrieg und die Protestbewegung im 
Iran die verzweifelte Lage der Frauen in Afgha-
nistan. Seitdem die Taliban im August 2021 die 
Macht übernahmen, versinkt das Land im Cha-
os: Terroranschläge, Wirtschaftskrise, Hungers-
not und massive Unterdrückung von Frauen. 
Allen anfänglichen Versicherungen zum Trotz, 
die Rechte der Frauen zu wahren, gibt es z.B. 
wieder öffentliche Hinrichtungen (Steinigungen), 
die im Westen zu keinem Aufschrei führten. „Die 
Welt vergisst uns“, sagte eine bekannte afgha-
nische Judokämpferin, die mittlerweile nach Ka-
nada geflohen ist.3 

Doch nicht nur Sport bleibt Frauen verwehrt. 
Ohne männliche Begleitung dürfen sie nicht 
mehr das Haus verlassen, Studentinnen ist es 
verboten, Universitäten zu besuchen, Frauen 
sollen nicht mehr für Hilfsorganisationen arbei-
ten und rund drei Millionen Mädchen dürfen nicht 
mehr zur Schule gehen. Im öffentlichen Raum 
gilt die Burka-Pflicht, d.h. Frauen und Mädchen 
müssen ihr Gesicht und ihren Körper komplett 
verhüllen. Das war zumindest in den Städten 
nicht immer so. Denn auch die Geschichte der 
afghanischen Frauen ist von einem Auf und Ab 
zwischen Freizügigkeit und Repression gekenn-
zeichnet. 

Der Grundstein der Frauenbewegung wurde 
1964 gelegt, als die Frauen verfassungsmä-
ßig das Recht erhielten, wählen zu gehen und 
sich in politische Ämter wählen zu lassen. Nach 
„ruhmreichen Jahren der Frauenbewegung“ 

3 Zitiert nach: ZORA, Vergessenes Leid, anhaltender 
Widerstand. 21.05.2022

unter der kommunistischen Regierung (1978) 
folgten bewaffnete Konflikte, bis die USA 2001 
den „Kampf gegen den Terror“ verkündeten und 
auch die Bundeswehr ihre Einsätze am Hindu-
kusch mit der „Befreiung der Frauen“ in Afgha-
nistan aus ihrem „Ganzkörpergefängnis Burka“ 
begründete.4 Seit dem Abzug der NATO-Trup-
pen im Sommer 2021 sorgten die Taliban für 
„geordnete“ Verhältnisse im Land und in den Be-
ziehungen von Männern und Frauen. Einen gu-
ten Einblick in die aktuelle Situation der Frauen 
vermittelt Waslat Hasrat-Nazimi mit ihrem Buch 
„Die Löwinnen von Afghanistan“ (2022).

Kurdische Frauenbewegung
Immer wieder finden sich bei der Recherche zu 
diesem Artikel kurdische Bezüge: Die ermordete 
Jina Amini war iranische Kurdin und ihre Familie 
beschrieb sie als „Tochter Kurdistans, die Toch-
ter derer, die nach Freiheit streben“.5 Kurdistan 
ist kein Nationalstaat, sondern erstreckt sich 

4 Tobias Matern, SZ vom 31.12.2022
5 Helin Dirik, Missy-Magazin, 18.10.2022

über Regionen in vier Ländern: Türkei, Iran, 
Irak und Syrien. Als Minderheit werden die 
Kurden und Kurdinnen, die Unabhängigkeit for-
dern, immer wieder brutal bekämpft (Bomben, 
Giftgasangriffe, z.B. durch die türkische Regie-
rung). Der Slogan „Jin, Jiyan, Azadi“ geht auf 
die kurdische Frauenbewegung zurück. Dass er 
„teilweise als ein neuer Slogan der iranischen 
Frauenbewegung bezeichnet wird, macht die 
Geschichte der kurdischen Frauen unsichtbar, 
die diesen Slogan geprägt, mit Leben gefüllt 
und für diese Utopie ihr Leben geopfert haben“, 
schreibt die kurdische Aktivistin und Schriftstel-
lerin Helin Dirik.
Die Sichtbarkeit von Frauen bzw. ihre Darstel-
lung in den Medien hat Sophia Ulmer in ihrer 
Bachelorarbeit (2022) untersucht. In der breiten 
Berichterstattung lag die Aufmerksamkeit auf 
plakativen Bildern von schönen, starken Frauen, 
die sich 2014 bewaffnet gegen den frauenfeind-
lichen Islamischen Staat (IS) wehrten. Doch die 
feministischen Motive und Überzeugungen der 
Kämpferinnen werden nicht beleuchtet. 
So stellt die Kommandantin einer Frauenvertei-
digungseinheit klar: „Wir wollen nicht, dass die 
Welt uns wegen unserer Waffen kennt, sondern 
wegen unserer Ideen. Wir sind nicht nur Frauen, 
die gegen den IS kämpfen. Wir kämpfen dafür, 
die Mentalität der Gesellschaft zu ändern und 
der Welt zu zeigen, wozu Frauen fähig sind“ 
(Tank 2017, zit. nach Ulmer). 
Freiheit von Unterdrückung ist nur möglich, 
wenn patriarchale Hierarchien und Geschlech-
terrollen aufgebrochen werden.

Walburga Rempe

Afghanische Frau, aufgenommen in einem Militär-
krankenhaus (Wikimedia Commons gemeinfrei)
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Frankreich
Bei der Präsidentschaftswahl in Frankreich 
konnte sich Emmanuel Macron im zweiten Wahl-
gang im April 2022 mit 58,54 % der Stimmen nur 
knapp gegen die rechtsextreme Marine Le Pen 
durchsetzen. In der Nationalversammlung ver-
lor er die absolute Mehrheit, er braucht nun die 
Republikaner. Und deren neuer Vorsitzender ist 
der rechte Hardliner Éric Ciotti, der bereits in 
der Vergangenheit die Grenze zwischen Rech-
ten und Rechtsnationalen verschwimmen ließ. 
Anfang Dezember 2022 präsentierte Macron 
Eckpunkte einer Reform, die mehr Härte bei Ab-
schiebungen und mehr Tempo in Asylverfahren 
vorsieht. Im Endeffekt biegt die französische Re-
gierung in der Migrationspolitik nach rechts ab. 

Quelle: Handelsblatt 6.12.2022

Großbritannien
Seit dem Brexit zum Jahresbeginn 2021 stürzt das 
Land von einer Regierungskrise in die nächste. 
Boris Johnson bedrohte grundlegende Bürgerfrei-
heiten. Angriffe auf die Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit, eklatante Korruption, kaltherzige 
Politik gegen Migranten – das war sein Regie-
rungsstil. Nach seinem Rücktritt wurde Liz Truss 
für ganze 45 Tage Premierministerin, und seit dem 
25. Oktober 2022 ist nun Rishi Sunak dran. 
Dieser neue Premier, der nach eigener Aussage 

in der Tradition von Margret Thatcher steht, will mit 
einem neuen Gesetz die größten Streiks seit den 
achtziger Jahren brechen. Während sich im Laufe 
des Jahres eine Streikwelle aufbaute, deren Hö-
hepunkt die beinahe zeitgleichen Ausstände bei 
Eisenbahnen, der Post, im englischen Gesund-
heitswesen und in einer Reihe von Universitäten 
im Dezember darstellten, weigerte sich die Regie-
rung, über Löhne überhaupt zu verhandeln. Dabei 
sind z. B. die Gehälter der Krankenschwestern und 
-pfleger seit 2010 real um mehr als 5000 Pfund 
gesunken. Angesichts der gewerkschaftsfeind-
lichsten Regierung seit Jahrzehnten und einer un-
tätigen Opposition ist es nun an den Gewerkschaf-
ten, die arbeitenden Menschen vor einem brutalen 
Angriff auf ihren Lebensstandard zu schützen. 

Quelle: Labournet.de 2.1.2023

Italien
Seit drei Monaten wird Italien nun von der Neo-
Faschistin Giorgia Meloni mit einem Bündnis aus 
ihrer nationalistischen und rassistischen Partei, 
den Fratelli d´Italia, der Lega Salvinis und der 
Forza Italia Berlusconis regiert. 
Die Fratelli d´Italia und ihre Chefin haben sich nie 
vom Faschismus und von Mussolini distanziert. 
Die Europäische Union bleibt erstaunlich ruhig 
angesichts dieser Situation: Gerade war Kom-
missionspräsidentin Ursula von der Leyen zu 
Besuch in Rom, es gibt harmonische Bilder von 

den beiden Frauen. Auch Manfred Weber schau-
te vorbei, der Chef der Europäischen Volkspartei. 
Angeblich gibt es Verhandlungen zwischen der 
EVP und Meloni um eine Partnerschaft. 
Melonis erklärte Ziele sind alles andere als be-
ruhigend: Härte gegen Migranten – gerade wur-
de der „Ocean Viking“ von SOS Méditerranée 
mit 234 Migranten an Bord ein Hafen in Italien 
verweigert. Gnädig zeigt Meloni sich dagegen 
gegenüber Steuerbetrügern, und von ihrer Jus-
tizreform, sagen die Mafiajäger im Land, profitie-
re vor allem die Mafia … 
Dafür gibt es neue Ministerien: Das Frauen- und 
Familienministerium ist jetzt das „Ministerium für 
Natalität“, also für die Geburtenrate, hier werden 
Frauen wieder auf ihre Gebärfähigkeit reduziert. 
Und dann gibt es noch Ministerien für „Made in Ita-
ly“ und „Ernährungssouveränität“, das erinnert fatal 
an Mussolinis Ministerium für nationale Wirtschaft.

Quellen: TAZ vom 23.9.22; SZ vom 12.1.2023

Rechtsentwicklung in Europa
Wir erleben in vielen europäischen Staaten ein Erstarken des Autoritarismus, eine neue, ver-
schärfte Form des Antifeminismus, hemmungslosen Populismus und eine bestürzende Aus-
länderfeindlichkeit. Auch in den Staaten, in denen die radikale Rechte (noch) keine direkte 
Regierungsbeteiligung hat, treibt sie dennoch die Regierungen nach rechts. quer versucht 
diese Entwicklung an Beispielen aufzuzeigen. 

Trio infernale: Salvini, Berlusconi und Meloni
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Schweden
Auch in Schweden hat der rechte Block künftig 
die Mehrheit im Parlament, die rechtspopulis-
tischen Schwedendemokraten (Sverigedemo-
kraterna) erzielten im September 2022 ein Re-
kordergebnis. Die sozialdemokratisch geführte 
Koalition um Magdalena Anderson wurde abge-
wählt, Ulf Kristerssons Regierung aus Rechten 
und Liberalen ist nun abhängig von den rechts-
populistischen Schwedendemokraten. Ein ers-
tes Vorhaben ist bereits skizziert: Einwanderer 
mit „mangelhaftem Lebenswandel“ sollen abge-
schoben werden. 

Quelle: SZ vom 17.10.2022

Dänemark
Hier regiert seit Mitte Dezember eine neue Mit-
te-Rechts-Koalition unter der Regierungschefin 
Mette Frederiksen. Somit haben also auch hier 
die Wahlen im Herbst das Land weiter nach 
rechts gerückt. Die extrem harte Migrationspoli-
tik, durchgesetzt von der Dänischen Volkspartei, 
soll fortgesetzt werden. Das bedeutet postwen-
dende Abschiebung aller Asylsuchenden aus 
Dänemark nach Ruanda, dort sollen ihre Anträ-
ge bearbeitet werden. In der Wirtschaftspolitik 
will die Regierung den Spitzensteuersatz sen-
ken und einen Feiertag abschaffen – zu Guns-
ten einer Erhöhung des Verteidigungshaushal-
tes. Die Frankfurter Rundschau: „Jetzt steht die 
Regierungsmacht auf zwei rechten Beinen.“

Quelle: FR vom 14.12.22

Niederlande
Die Parlamentswahl am 17. März 2021 endete 
mit einem weiteren scharfen Rechtsruck. Die 
neoliberalen Regierungsparteien – die rechts-
liberale Volkspartij voor Vrijheid en Democratie 

(VVD) von Ministerpräsident Mark Rutte und 
die liberalen Democraten 66 (D66), sind erneut 
Wahlsieger. Doch auch die extreme Rechte er-
reichte fast 18% der Stimmen, was vor allem auf 
den Aufstieg des neofaschistischen Forum voor 
Democratie (FvD) zurückgeht. Dem gelang es, 
die Zahl seiner Parlamentssitze zu vervierfa-
chen. Die Parteien des linken Spektrums verlo-
ren dagegen mehr als ein Drittel ihrer Wähler*in-
nen. Eine einigende progressive Kraft ist nicht 
erkennbar. 

Quelle: Marx21 vom 26.3.21
Ungarn

Seit ihrem erdrutschartigen Sieg im Jahr 2010 
haben Orbán und seine Partei Fidesz konse-
quent liberale demokratische Werte ausgehöhlt. 
Sie haben die Landesverfassung umgeschrie-
ben, Kontrollen über die Exekutive abgeschafft 
und die Unabhängigkeit der Justiz nahezu außer 
Kraft gesetzt. Auf der Rangliste für Pressefreiheit 
ist Ungarn mittlerweile auf Platz 92 angelangt.
Im April 2022 hatte Orbáns rechtsnationale Par-
tei die Parlamentswahlen klar gewonnen, sie 
erreichte erneut eine Zwei-Drittel-Mehrheit. In 
seiner vierten Amtszeit hat er somit allen politi-
schen Spielraum für eine Verfassungsänderung 
und weitere Gesetzesänderungen, z.B. für das 
„Anti-Homosexuellengesetz“ und eine weitere 
Verschärfung der Abtreibungsgesetze.
Obwohl es immer wieder Versuche gab, Ungarn 
wegen seiner Verstöße gegen die EU-Grund-
rechtecharta zur Rechenschaft zu ziehen, konn-
ten sich die EU-Staatschefs bislang nicht auf ein 
gemeinsames Vorgehen einigen. 

Quellen: Landeszentrale für politische Bildung Ba-
den-Württemberg; Rosa Luxemburg Stiftung, 2018 

Die radikale Rechte an der Regierung

Polen
Die Rechten in Polen nutzen die Erfahrungen 
in Ungarn als Orientierung für ihr eigenes poli-
tisches Vorgehen. So erklärte der PiS-Vorsit-
zende Kaczyński, dessen Partei mit 44% Regie-
rungspartei ist, dass für ihn Entscheidungen des 
Verfassungsgerichtes nicht bindend seien. Seit 
2016 läuft ein EU-Verfahren gegen Polen auf-
grund der umstrittenen Justizreform, die EU wirft 
der polnischen Regierung eine Missachtung der 
„Regeln der Demokratie“ vor.
Zuletzt erging ein Urteil des polnischen Ver-
fassungsgerichts – inzwischen regierungskon-
form besetzt – welches das nationale polnische 
Recht vor EU-Recht stellt. Demnach wird die 
EU-Mitgliedschaft auf rein wirtschaftliche Vortei-
le reduziert. Grundsätzlich gilt: Die Tradition wird 
der Moderne vorgezogen, die Staatsmedien 
werden zum Organ der Regierungspartei degra-
diert, die Unabhängigkeit der Justiz wird infrage 
gestellt. Eine Mehrheit der PiS-Abgeordneten 
spricht sich für ein generelles Abtreibungsverbot 
in Polen aus, das ohne Ausnahmen gelten soll. 

Quellen: Landeszentrale für politische Bildung Ba-
den-Württemberg; Rosa Luxemburg Stiftung, 2018 

Die radikale Rechte an der Regierung

Gemeinsam haben die Regierungen Polens und 
Ungarns die Macht, sich vor der Kritik der EU-
Kommission abzuschirmen und die Verhängung 
von Bußgeldern und Strafen gegen sie zu ver-
hindern. Zudem sind Victor Orbán und Jarosław 
Kaczyński die Speerspitze einer Oppositions-
bewegung gegen die Flüchtlingspolitik der EU, 
wenn es darum geht, die Quotenvorgaben für 
die Aufnahme von Geflüchteten zu unterlaufen. 

Dagmar Fries
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In den beiden großen Parteien der Vereinigten 
Staaten – den Republikanern und den Demokra-
ten – gibt es schon seit längerem populistische 
Elemente. Richard Nixon mobilisierte mit rassis-
tischer Rhetorik die weiße Klientel im Süden der 
USA, Ronald Reagan dämonisierte schwarze 
Wohlfahrtsempfänger, um die Wähler*innen in 
den (weißen) Vororten zu mobilisieren. Die Tea-
Party-Bewegung diente seit dem Ende der Nul-
lerjahre als Sammelbecken für diejenigen, die 
weniger Staat und Regulierung wollten, denen 
die Einwanderungspolitik Obamas zu liberal und 
seine Gesundheitsreform zu „sozialistisch“ war. 
Geschickt verband Trump die in der US-Ge-
sellschaft vorhandene Tradition der radikalen 
Rechten mit neueren rechtspopulistischen Ten-
denzen, die unter dem Begriff „alt-right“ zusam-
mengefasst werden. Die Alt-Right-Bewegung 
wird insbesondere mit White Supremacy, Neo-
nazismus, Antisemitismus und Hass auf Musli-
me in Verbindung gebracht. Dabei spricht sich 
die Bewegung auch gegen „political correct-
ness“, Feminismus, Multikulturalismus und Im-
migration aus.1

Die US-amerikanische Gesellschaft ist tief ge-
spalten, die verschiedenen Lager stehen sich 
unversöhnlich gegenüber. Die größten Erfolge 
erzielten Trumps Republikaner auf dem Land 
in Regionen mit dem niedrigsten Job-, Bevölke-
rungs- und Wirtschaftswachstum. Bidens Demo-
kraten waren in den Städten erfolgreich. 

Trumps aggressive Einwanderungs- und Han-
delspolitik und seine Haltung zu den Waffengeset-
zen stellten die Wutbürger, seine Deregulierungen 
und Steuersenkungen die Wirtschaftsliberalen 
zufrieden. Nun musste er noch die Evangelika-
len bedienen. Deren Hauptanliegen war es, das 
liberale Abtreibungsrecht zu kippen. Ihre zentrale 
Forderung war deshalb die Ernennung konserva-
tiver Richter. Und das gelang mit Hilfe des von 
den Republikanern dominierten Senats.
Seitdem stehen im Supreme Court, dem obers-
ten Gerichtshof der USA, dessen Richter*innen 
auf Lebenszeit ernannt werden, sechs konser-
vative Richter*innen drei liberalen gegenüber. 

Und bereits Mitte des Jahres 2022 kassierte 
das Gericht das Urteil „Roe vs. Wade“, das seit 
fast einem halben Jahrhundert das Recht der 
US-Amerikanerinnen auf Schwangerschaftsab-
bruch garantierte. Jeder Bundesstaat kann nun 
Abtreibungen verbieten – und es steht zu be-
fürchten, dass die Hälfte aller Staaten das auch 
tun wird. Zudem wurde bereits damit begonnen, 
die Rechte nicht-heterosexueller Bürger*innen 
zu beschneiden. 
Der Höhepunkt während der Amtszeit Trumps aber 
war der Sturm aufs Kapitol (Trump war bereits ab-
gewählter, aber noch amtierender Präsident und 
akzeptierte das Wahlergebnis nicht). Dieser bis-
lang einzigartige Angriff auf den Kongress nach 
einer anfeuernder Rede Trumps kann als rechter 
Putschversuch eingeordnet werden. 

Quellen: Aus Politik und Zeitgeschichte 2021,  
wikipedia

Rechtsentwicklung in den USA
Nicht erst mit Donald Trump ist der Rechtspopulismus in den USA in der Mitte der Gesellschaft 
angekommen – diese verhängnisvolle Entwicklung begann schon sehr viel früher. 

Rechtsentwicklung in Deutschland
Hanau, Halle, Kassel, München – allein seit 2016 töteten rechtsextreme Täter 22 Menschen. 
Seit 1990 zählt das Bundeskriminalamt insgesamt 109 Todesopfer rechter Gewalt – doch die 
Zahl liegt laut NGOs und Opferinitiativen noch höher. Die Amadeu-Antonio-Stiftung geht von 
mindestens 213 Menschen aus, die durch rechte Täter starben.
Die steigenden Fallzahlen rechtsextremer Ge-
walt und das stark steigende rechtsextremisti-
sche Personenpotenzial, die der aktuelle Ver-
fassungsschutzbericht belegt, zeigen, dass die 
Gefahr von rechts nicht nur in ihren extremen 
Ausschlägen in Form von Anschlägen, sondern 
auch in der Breite zunimmt. 23.604 rechts moti-
vierte Straftaten registrierte der Verfassungs-
schutz für das Jahr 2020, wobei die darunter 
aufgeführten Gewalttaten von 986 im Jahr 2019 
im vergangenen Jahr um über 10% auf 1.092 

Gewalttaten anstiegen.1 Die Motive für die Ge-
waltbereitschaft entstehen immer häufiger in der 
„Mitte der Gesellschaft“. In einer Emnid-Umfra-
ge von 2014 sagten noch 37% der Befragten, 
dass in Deutschland „zu viele Ausländer“ leben. 
Im Jahr 2018 waren es in der gleichen Umfrage 
schon 50%. Studien zur „gruppenbezogenen 
Menschenfeindlichkeit“ zeigen, wie sich die poli-
tischen Meinungen in den vergangenen Jahren 
in Teilen der Bevölkerung nach rechts verschie-

1zitiert nach Bundeszentrale für politische Bildung 1 Bundeszentrale für politische Bildung
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Was Männer kosten
Der hohe Preis des Patriarchats

Boris von Heesen ist der Autor dieses spannen-
den und durchaus auch für eine Altfeministin 
noch erhellenden Buches! Der „Zahlenfeminist“ 
(Johanna Hintermeier, BR2) hat ausgerechnet, 
dass deutsche Männer um 63 Milliarden teurer 
sind als Frauen – und er benennt die Gründe.
Der Autor, Jahrgang 1969, ist Wirtschaftswissen-
schafter mit beruflichen Stationen bei der Diako-
nie in Bayern und der Drogenhilfe in Frankfurt 
am Main. Heute arbeitet er als Männerberater 
und geschäftsführender Vorstand eines Jugend-
hilfeträgers. Seit vielen Jahren beschäftigt er 
sich als Autor und Referent mit dem Thema kri-
tische Männlichkeit und veröffentlichte bereits 
zwei erfolgreiche Bücher zum Thema.
Gewalt, Unfälle, Sucht, Diskriminierung, Hate 
Speech und Extremismus – Männer dominieren 
die Statistiken des Abgrunds: Sie verursachen 
doppelt so viele Verkehrsunfälle und begehen 
mit Abstand die meisten Straftaten. Deshalb be-
legen sie 94% der Plätze in deutschen Gefäng-
nissen. 75% der Alkoholtoten jedes Jahr sind 
männlich, und mehr als 80% der häuslichen Ge-
walt geht von Männern aus.
Diese Zahlen haben ökonomische Folgen: Über 
63 Milliarden Euro kosten toxische männliche 
Verhaltensweisen jedes Jahr – mindestens.

Das listet der Autor eindrucksvoll in seinem Buch 
auf. Im ersten Teil belegt er akribisch die direk-
ten messbaren Kosten – Kosten durch Gefäng-
nisaufenthalte, durch häusliche Gewalt, durch 
Wirtschaftskriminalität, Hooligans, Verkehrsun-
fälle, ungesunde Ernährung, Süchte, Diebstäh-

le … das sind die 63 
Milliarden Euro. Belegt 
wird das alles durch an-
schauliche Grafiken und 
Statistiken, alle Anga-
ben werden durch Quel-
lenangaben (Fußnoten) 
untermauert. Und das 
Buch ist durchaus auch 
als Nachschlagewerk 
zu verwenden – ein 
ausführliches Register 
erleichtert die Suche.
Teil zwei beschäftigt sich mit den „nicht mess-
baren Nebenwirkungen“. Hierzu zählt der Autor 
z.B. Suizide (Männer führen die Suizid-Statistik 
mit weitem Abstand an), aber auch Rechtsextre-
mismus, Pornokonsum und Sport.
Im dritten Teil schließlich versucht der Autor 
„Wege aus der Krise“ zu zeigen. Er beschreibt, 
was dabei helfen könnte, „das Patriarchat Schritt 
für Schritt aufzulösen und damit das Tor für eine 
friedvollere und diversere Gesellschaft zu öff-
nen“. Das ist nun nicht unbedingt neu. Wichtig 
ist jedoch, dass sich von Heesen sehr darum 
bemüht, Männer mit einzubeziehen, und nach-
weist, wie sehr das Patriarchat und überkom-
mene Männerbilder allen schaden – Männern 
wie Frauen. Und es schadet sicher nicht, wenn 
hartgesottene Machos so exakt vorgerechnet 
bekommen, wie teuer uns alle das Patriarchat 
zu stehen kommt …

Dagmar Fries
Was Männer kosten
Der hohe Preis des Patriarchats
Heyne Verlag, 2022,  
304 Seiten, 18,00 € 

ben. Hier wird nicht bloß verstärkt gegen den Is-
lam, Juden oder Ausländer gehetzt, sondern 
auch gegen den Feminismus oder gegen LGBTQ. 
In der ganzen Gesellschaft sind antifeministische 
und sexistische Einstellungen verbreitet. Alles, 
was „fremd“ oder „anders“ erscheint und nicht der 
eigenen Ideologie entspricht, wird automatisch 
abgewertet. Ein Prozess, der zu Radikalisierung 
und Extremismus führen kann. 
Die meisten Rechtsextremen kommen aus ei-
nem extremistisch geprägten sozialen Umfeld. 
Sie sind Teil von rechten Kameradschaften, 
Hooligan-Milieus, rechten Parteien oder der 
Reichsbürgerbewegung. Das Bundesamt für 
Verfassungsschutz geht von rund 32.000 rechts-
extrem gesinnten Bundesbürgern aus, rund 
8.000 mehr als im Vorjahr – darunter sind erst-
mals die schätzungsweise 7.000 Anhänger des 
„AfD-Flügels“ und der Jugendorganisation „Jun-
ge Alternative“. Etwa 13.000 davon schätzt das 
Amt im März 2020 als gewaltbereit ein. 
Eines der Merkmale, das alle Täter zu einen 
scheint, ist ihr Geschlecht. Über 90% der rechts-
extremen Straftaten in Deutschland werden von 
Männern begangen, allerdings besteht die 
rechtsextreme Szene zu fast einem Drittel aus 
Mädchen und Frauen. Man denke nur an Beate 
Zschäpe und den NSU …

Dagmar Fries
Quelle: Leipziger Autoritarismus-Studie 2022 

(„Autoritäre Dynamiken in unsicheren Zeiten“)

Köln stellt sich quer - Tanz die AFD 
© Raimond Spekking / CC BY-SA 4.0 via Wikimedia 
Commons
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